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Analyse

Die Ukraine vor dem Vilnius-Gipfel: Einflussversuche externer Akteure und 
die Position der ukrainischen Regierung*

Katerina Malygina, Bremen

Zusammenfassung
Vom 28. bis 29. November 2013 wird über das Schicksal der Ukraine entschieden. In diesen Tagen wird sie 
das Assoziierungs- und Freihandelsabkommen mit der EU unterzeichnen – oder eben nicht. Dieses Ereig-
nis wird nicht nur die mittelfristige Entwicklung der Ukraine bestimmen, sondern kann auch die geopo-
litische Lage in der Region ernsthaft verändern. Deshalb versuchen sowohl Russland als auch die EU, ver-
stärkt Einfluss auf die ukrainische Führung zu nehmen. Je näher der Vilnius-Gipfel rückte, desto stärker 
wurde der Druck externer Akteure. Die Ergebnisse sind allerdings mager. Weder Russland noch der EU ge-
lingt es, die Ukraine dazu zu bewegen, ganz den jeweiligen Interessen zu folgen.

Einflussversuche Russlands
Am offensivsten agiert derzeit Russland, das versucht, 
die Ukraine in seinen Einflussbereich zu ziehen. Die 
mögliche Unterzeichnung des Assoziierungsabkommens 
zwischen der Ukraine und der EU wird in Russland als 
große geopolitische Gefahr wahrgenommen. Denn das 
würde einen Präzedenzfall für den postsowjetischen 
Raum schaffen und die Attraktivität des eurasischen 
Entwicklungsmodells in Frage stellen.*

Im Jahr 2013 änderte Russland zweimal sein Ver-
halten gegenüber der Ukraine. Als die Ukraine im Mai 
2013 den Beobachterstatus in der Zollunion beantragte, 
zeigte sich Moskau erkennbar kompromissbereit. Noch 
vor ein paar Jahren hatte Russland Vorschläge wie etwa 
die Zusammenarbeit mit der Zollunion im Format »3+1« 
(Russland, Belarus, Kasachstan und die Ukraine) kate-
gorisch abgelehnt.

In der zweiten Jahreshälfte verschärfte Russland wie-
der den Ton und erließ Handelssanktionen gegenüber der 
Ukraine, die diesmal noch härter waren als ein Jahr zuvor. 
Im Hochsommer hat Russland die Vereinbarung über ein 
Einfuhrkontingent für zollfreie Rohre aus der Ukraine 
nicht verlängert und Lieferungen des ukrainischen Süß-
warenherstellers »Roschen« angehalten. Das traf vor allem 
die ukrainischen Oligarchen Viktor Pintschuk und Petro 
Poroschenko. Den Höhepunkt erreichte dieser »Handels-
krieg« im August: Eine Woche lang wurden sämtliche 
Importe aus der Ukraine gestoppt, weil das russische Zoll-

*	 Nachdem das ukrainische Parlament am Vormittag des 
21. November sechs Gesetzesentwürfe abgelehnt hat, die den 
Weg für ein Assoziierungs- und Freihandelsabkommen mit der 
EU freimachen sollten, hat das ukrainische Kabinett beschlos-
sen, die Verhandlungen mit der EU über die Unterzeichnung  
auszusetzen. Es soll eine Dreierkommission unter Beteiligung 
von Russland, der EU und der Ukraine geschaffen werden, die 
Handelsfragen diskutiert. Die Entwicklung der Beziehungen 
zwischen der Ukraine, Russland und der EU werden in den 
Ukraine-Analysen 124/2013 und 125/2013 behandelt, die am 
26.11.2013 bzw. am 10.12.2013 erscheinen.

amt die Kontrolle für ukrainische Waren verstärkte. Die 
Aktion wurde Ende Oktober wiederholt, allerdings mit 
einer anderen Begründung. Am 28. Oktober führte der 
russische Zoll unerwartet neue Bestimmungen für den 
Warentransit durch die Zollunion (Russland, Belarus 
und Kasachstan) ein, so dass sich viele Lastwagen an der 
russisch-ukrainischen Grenze stauten. Darüber hinaus 
setzte Russland Ende Oktober die Importe von Fleisch 
und Waggons aus der Ukraine aus. Der »Handelskrieg« 
sollte der Ukraine zeigen, was sie im Falle der Unter-
zeichnung des Freihandelsabkommens mit der EU erwar-
tet. So drohte Sergei Glasjew, Putins Berater und vorher 
Geschäftsführender Sekretär der Zollunion, unmittelbar 
nach dem August-Handelsembargo, die Ukraine aus der 
GUS-Freihandelszone auszuschließen, falls sie das EU-
Freihandelsabkommen unterzeichnet.

Parallel zu den Handelssanktionen hat die russische 
Führung in den eigenen Medien eine massive Propagan-
dakampagne gegen die ukrainische Führung eingeleitet. 
Ende September zeigte der zentrale russische Fernseh-
sender einen Wochenrückblick des russischen Journalis-
ten Dmitrij Kiseljow unter dem Titel »Euthanasie à la 
Ukraine«, der der Ukraine nach der Unterzeichnung des 
Assoziierungsabkommens mit der EU den wirtschaftli-
chen Zusammenbruch prophezeit. Kiseljow verglich die 
Ukraine mit einem »Flugzeug, das ins Trudeln gekommen 
ist« und bezeichnete eine Unterzeichnung des EU-Abkom-
mens als »Neomasepismus« (in Russland wird der ukraini-
schen Kosakenführer Iwan Masepa, der 1708 im Großen 
Nordischen Krieg von der russischen auf die schwedi-
sche Seite wechselte, als Verräter wahrgenommen). Ende 
Oktober startete im russischen Fernsehen die Sendereihe 
»Scheidung à la Ukraine«, die abermals die negativen Fol-
gen einer europäischen Integration für die Ukraine betonte.

Auf Handelssanktionen und Propaganda gegen die 
Ukraine konzentriert, wirbt Russland vor dem Gipfel 
kaum für den eigenen Wirtschaftsblock. Einzelne Zuge-
ständnisse, die die russische Seite als Hilfe für die prak-
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tisch insolvente Ukraine präsentierte, haben auch nichts 
geändert. Ende September gewährten russische Banken 
der Ukraine einen Kredit in Höhe von 750 Millionen 
Euro. Gleichzeitig räumte Gazprom einen einmaligen 
Preisnachlass für die fehlende Gasmenge ein, die die 
Ukraine in ihre Speicheranlagen einpumpen muss, um 
im Winter einen stabilen Transit zu gewährleisten. Den 
Kredit muss die Ukraine jedoch innerhalb von zwei Jah-
ren zurückzahlen, während von dem Gasrabatt vor allem 
Gazprom selbst und der ukrainische Oligarch Dmitro 
Firtasch profitiert haben. Diese Maßnahme führte vorü-
bergehend zu Spannungen zwischen der Ukraine und 
Russland. Jedoch bringen beide Seiten diesen poten-
ziellen Gaskonflikt nicht mit der Unterzeichnung des 
EU-Abkommens in Zusammenhang. Das traditionelle 
Druckmittel Russlands – die »Energiewaffe« – wird in 
diesem Fall politisch nicht eingesetzt.

Ein letztes Argument für einen Beitritt zur Zollunion 
sollte für die Ukraine das Beispiel Armeniens sein, das 
im September 2013 den Wunsch geäußert hatte, in die 
Zollunion aufgenommen zu werden. Bis zu diesem Zeit-
punkt hatte Armenien sich zusammen mit Moldau und 
Georgien auf die Initialisierung des Freihandelsabkom-
mens mit der EU beim Vilnius-Gipfeltreffen vorbereitet. 
Der scharfe Kurswechsel wurde durch russischen Druck 
verursacht: Im Sommer hatte Moskau die Gaspreise 
für Armenien erhöht und gedroht, Waffen an Aserbai-
dschan zu verkaufen, was dessen Position im Bergkara-
bachkonflikt gestärkt hätte. Ende Oktober bekräftigte 
Armenien bei einem Treffen in Minsk seine außenpoli-
tische Wende und unterzeichnete eine Erklärung über 
seinen Beitritt zur Zollunion.

Allerdings ist die Neuausrichtung der armenischen 
Außenpolitik der einzige Erfolg, den Russland vor dem 
Vilnius-Gipfel erzielen konnte. Tatsächlich sind die Mit-
glieder der Zollunion eher in interne Probleme verstrickt, 
als dass sie einen Erfolg des eurasischen Integrationsmo-
dells demonstrieren. So haben die Präsidenten von Bela-
rus und Kasachstan beim Minsker Gipfel im Oktober 
die verzerrte Umsetzung der bereits erzielten Vereinba-
rungen innerhalb der Zollunion öffentlich kritisiert und 
Russland Protektionismus sowie Hegemoniestreben vor-
geworfen. Darüber hinaus ist es Russland nicht gelun-
gen, Kasachstan und Weißrussland dazu zu bewegen, 
sich an den Handelssanktionen gegen die Ukraine zu 
beteiligen. Beide Länder haben beispielsweise Importe 
der Süßwaren von »Roschen« nicht begrenzt. All das 
macht die Probleme der eurasischen Integration deutlich 
und diese für potenzielle Teilnehmer nicht attraktiver.

Einflussversuche der EU
Auch die EU hat den Tonfall der Gespräche mit Janu-
kowytsch geändert. Während im letzten Jahr Politiker 

in der EU noch versucht hatten, den ukrainischen Prä-
sidenten politisch zu isolieren und die Unterzeichnung 
eines Assoziierungsabkommens auf unbestimmte Zeit zu 
verschieben, nahm die EU den Dialog mit der Ukraine in 
diesem Jahr wieder auf und formulierte konkrete Anfor-
derungen, von deren Umsetzung die Unterzeichnung des 
EU-Assoziierungsabkommens abhängig gemacht wird.

Noch am 10. Dezember 2012 nannte der EU-Rat 
für Auswärtige Angelegenheiten drei Bereiche, in denen 
die ukrainische Führung greifbare Fortschritte nachwei-
sen soll, nämlich bei Wahlen, bei der Beendigung des 
selektiven Vorgehens der Justiz und bei der Umsetzung 
der in der Assoziierungsagenda vorgesehenen Reformen.

Später wurden die notwendigen Maßnahmen in der 
sogenannten »Füle-Liste« konkretisiert. Benannt nach 
dem EU-Erweiterungskommissar Štefan Füle, enthält 
die bisher unveröffentlichte Liste ein Verzeichnis von 
19 Indikatoren. Am problematischsten für die ukraini-
schen Behörden ist dabei die Frage politisch motivier-
ter Gerichtsurteile. Mit dieser Formulierung ist nämlich 
die Freilassung der ehemaligen Premierministerin Julia 
Tymoschenko umschrieben. Bekanntlich hat die Inhaftie-
rung von Julia Tymoschenko im Oktober 2011 eine Krise 
in den Beziehungen zwischen der EU und der Ukraine 
ausgelöst, deren Höhepunkt ein Besuchsboykott der Fuß-
ball-Europameisterschaft 2012 durch europäische Poli-
tiker war. Heute ist Tymoschenkos Freilassung zu einer 
Kernbedingung im Vorfeld des Vilnius-Gipfels gewor-
den, die alle anderen Forderungen der EU überschattet.

Der Einsatz für eine Freilassung Tymoschenkos 
begann im Juni 2012 mit der Bildung der sogenann-
ten Cox-Kwaśniewski-Beobachtermission. Seitdem ist 
deren Mandat mehrfach verlängert worden, zuletzt am 
13. November bis zum Vilnius-Gipfel. Doch trotz der 
Bemühungen des ehemaligen Präsidenten des EU-Par-
laments Pat Cox und des ehemaligen polnischen Prä-
sidenten Aleksander Kwaśniewski, die die Ukraine als 
Angehörige der Beobachtermission mehr als 25 mal 
besucht haben, wurden bisher keine Fortschritte in der 
Frage Tymoschenko erzielt. Und das trotz der Tatsache, 
dass die EU Zugeständnisse machte – statt auf eine end-
gültige Freilassung zu drängen, hat die EU eine »Teilbe-
gnadigung« für Tymoschenko vorgeschlagen. Dadurch 
sollte sich ihre Haftstrafe von sieben auf zwei Jahre ver-
kürzen, also jene Frist, die sie sich bereits im Gefäng-
nis befindet. Damit wäre es möglich, sie zur medizini-
schen Behandlung nach Deutschland ausreisen zu lassen.

Im Laufe der Zeit hat die Forderung nach der Freilas-
sung Julia Tymoschenkos einen ultimativen Charakter 
angenommen, da einige Mitglieder des EU-Rates auf der 
Erfüllung sämtlicher Kriterien beharren, während die 
ukrainische Führung die Lösung des Tymoschenko-Pro-
blems hinauszögert. Momentan liegen dem Parlament 
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fünf Gesetzentwurfe über die medizinische Behand-
lung von Julia Tymoschenko im Ausland vor, die sich 
in ihren Folgen radikal unterscheiden. Die beiden wich-
tigsten geben die Position Brüssels und der ukrainischen 
Regierung wieder: Während der eine die erwähnte Teil-
begnadigung vorsieht, verlangt der andere eine Rück-
kehr Tymoschenkos ins Gefängnis nach der Behand-
lung. Bisher haben die Parlamentarier über keines der 
Gesetze abgestimmt, auch nicht, als die EU-Emissäre 
Cox und Kwaśniewski persönlich an der Sitzung teilnah-
men. Präsident Janukowytsch hat aber versichert, dass 
er das Gesetz unterschreiben wird, wenn es im Parla-
ment verabschiedet werde.

Bei der Erfüllung der anderen Kriterien kann die 
Ukraine jedoch einige Fortschritte vermelden. Nach 
der Sommerpause hat das Parlament fünf »proeuro-
päische« Gesetze verabschiedet. Es handelt sich um die 
Gesetze über den Zolltarif, über Neuwahlen in fünf 
strittigen Wahlkreisen, über die Haftbedingungen in 
den Gefängnissen, die Vollstreckung von Gerichtsur-
teilen und die Vollmachten des Rechnungshofes. Für 
die Gesetze stimmten sowohl die Opposition, als auch 
die Regierung. Damit zeigte die Ukraine eine seltene 
Einmütigkeit. Im Frühjahr war das noch nicht der Fall 
gewesen. Damals hatte die Opposition ihre Zustim-
mung zu Vorschlägen der Regierung an andere politi-
sche Fragen gekoppelt. Der Positionswechsel wurde erst 
unter dem Druck von Seiten der EU vollzogen.

Gleichwohl sind noch nicht alle »proeuropäischen« 
Gesetze verabschiedet. Die Gesetze über die Staatsan-
waltschaft und die Wahlen stehen erst vor der zwei-
ten Lesung. Die Verfassungsänderungen, durch die die 
Unabhängigkeit der Richter verstärkt werden soll, sind 
weder in erster noch in zweiter Lesung verabschiedet 
worden. In den letzten Wochen wurde die Arbeit an die-
sen Gesetzen durch Uneinigkeit in der Tymoschenko-
Frage gebremst. Die ukrainische Führung zeigt große 
Bereitschaft, mögliche Hürden für die Unterzeichnung 
des EU-Abkommens in der verbleibenden Zeit zu besei-
tigen. Das gilt jedoch nicht für das Thema Tymoschenko.

Die Frage der Unterzeichnung des EU-Assoziierungs-
abkommens bleibt somit bis zum Vilnius-Gipfel offen 
und schürt die Rivalität zwischen der EU und Russland. 
So reagierte das Europäische Parlament auf die russische 
Handelsblockade gegen die Ukraine mit scharfer Kri-
tik. In einem Beschluss hat es die Aktion als »über rein 
handelspolitische Gesichtspunkte hinausgehend« verur-
teilt, die »lediglich den offenkundigen politischen Druck 
verdecken«. Darüber hinaus forderte das EU-Parlament 
Russland auf, »von der Ausübung zunehmenden Drucks 
auf die östlichen Partner abzusehen und deren souveränes 
Recht, ihre eigenen politischen Entscheidungen zu treffen, 
umfassend anzuerkennen«. Eine Woche später erwiderte 

die russische Staatsduma in einer besonderen Erklärung, 
dass es die EU-Politiker seien, die direkten politischen 
Druck in Fragen der ukrainischen Innenpolitik ausübten 
und »Daumenschrauben« ansetzten. Ferner werde Kiew 
dazu gezwungen, auf die Souveränität der Ukraine teil-
weise zu verzichten und seine Handels- und Wirtschafts-
beziehungen praktisch unter Brüsseler Kontrolle zu stellen.

Die Position der ukrainischen Führung
Sowohl die EU als auch Russland betonen: Eine Unter-
zeichnung des Freihandelsabkommen mit der EU und ein 
gleichzeitiger Beitritt zur Zollunion seien ausgeschlossen; 
die Ukraine müsse sich entscheiden. Eine solche Entschei-
dung ist für die Ukraine angesichts ihrer fast zwanzigjäh-
rigen Multivektorpolitik besonders schwierig. Dennoch 
bewertet die ukrainische Elite gegenwärtig die Integra-
tion in die künftige Eurasische Union als weniger profi-
tabel als eine weitere Annäherung an die EU. Dafür gibt 
es sowohl politische, als auch wirtschaftliche Gründe.

So könnte die Unterzeichnung eines Assoziierungs-
abkommens mit der EU zu einem wichtigen Legitimie-
rungsmoment für das Janukowytsch-Regime werden. 
Derzeit wird der Präsident von kaum 20 % der Bevöl-
kerung unterstützt, und die jüngsten Parlamentswahlen 
haben gezeigt, was für ein Aufwand (einschließlich Mani-
pulation der Wahlen) nötig war, um der »Partei der Regio-
nen« eine Mehrheit im Parlament zu sichern. Die europäi-
sche Integration wird von der Mehrheit der Bevölkerung 
konsequent unterstützt und ist auch ein wichtiger Wahl-
programmpunkt der Opposition. So wäre die Unterzeich-
nung des Assoziierungsabkommens mit der EU ohne 
Zweifel Janukowytschs Trumpfkarte bei der nächsten 
Präsidentschaftswahl. Für die EU würde das bedeuten, 
dass möglicherweise autoritäre Tendenzen in der Ukraine 
eingedämmt werden könnten; gleichzeitig würde sie aber 
indirekt das Janukowytsch-Regime unterstützen.

Das zweite Motiv, warum ukrainische Politiker eine 
europäische Ausrichtung bevorzugen, ist ökonomisch 
begründet. Die größte Angst der ukrainischen Oligar-
chen besteht darin, von russischem Kapital übernom-
men zu werden. Die Unternehmenskultur ist in den bei-
den Ländern ähnlich, man befürchtet also die rüden 
Geschäftsmethoden der reicheren Konkurrenz. Darüber 
hinaus sind die wirtschaftlichen Strukturen Russlands 
und der Ukraine sehr ähnlich. Beide Länder sind vor 
allem Rohstoffexporteure, ihre Industrieprodukte sind 
international nicht konkurrenzfähig. Im Gegensatz zu 
Russland haben die EU-Länder kein Interesse an den low 
tech-Unternehmen ukrainischer Oligarchen. Sie wollen 
vielmehr die neuen Märkte für ihre Hightech-Produkte 
erschließen. Aus allen diesen Gründen ist für ukraini-
sche Wirtschaftsakteure ein Freihandelsabkommen mit 
der EU vorteilhafter als eine Zollunion mit Russland.
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Der Vilnius-Gipfel
Ob das Assoziierungsabkommen unterzeichnet wird, 
hängt jetzt stärker von der EU als von der Ukraine ab. 
Wie erwartet, hat die Ukraine bis zum Vorabend des 
Vilnius-Gipfels nicht alle »Hausaufgaben« gemacht, die 
ihr der Europäische Rat im Dezember 2012 aufgegeben 
hat. Einerseits hat sich Janukowytsch Mühe gegeben, 
zumindest den Anschein einer Umsetzung von Refor-
men zu erwecken. So hat er den inhaftierten ehema-
ligen Innenminister Jurij Luzenko freigelassen, wäh-
rend das ukrainische Parlament einige »pro-europäische« 
Gesetze verabschiedete. Auf der anderen Seite ist die EU 
mit ihrer Forderung nach einer Freilassung von Julia 
Tymoschenko bei Janukowytsch an eine Grenze gesto-
ßen. Dieses Thema ist für den ukrainischen Präsiden-
ten eine Bedingung, das er nie freiwillig erfüllen wird.

Falls die Unterzeichnung des Assoziierungsabkom-
mens Ende November nicht zustande kommt, ist daran 
vor allem die ukrainische Regierung und nicht Moskau 
schuld. Wie bereits angedeutet, hat Russland durch sei-
nen Druck kaum etwas erreicht. Die Ukraine hat auch 

während der Handelssanktionen ihre Position zuguns-
ten der Freihandelszone mit der EU nicht verändert. 
Vielmehr waren die Aussagen ukrainischer Behörden-
vertreter nach der russischen Handelsblockade zuver-
sichtlicher als je zuvor.

Für Janukowytsch wäre die Nichtunterzeichnung des 
Assoziierungsabkommens am Vorabend der Präsident-
schaftswahlen politisch äußerst nachteilig. Um die Kri-
tik der Opposition zu ersticken, würde er voraussichtlich 
wieder zu autoritären Mitteln greifen. Darüber hinaus 
geriete die Ukraine in eine außenpolitische Sackgasse. 
Angesichts ihrer angespannten wirtschaftlichen Lage 
wäre das für die Ukraine eine sehr gefährliche Situation. 
Dennoch würde die Ukraine aber wohl keinen Antrag 
auf Vollmitgliedschaft in der Zollunion stellen. Es könnte 
allerdings eine Art Wiederannährung an Russland geben. 
Die Zollunion ist ein neuer Wirtschaftsakteur im post-
sowjetischen Raum, zu dem auf jeden Fall Beziehungen 
aufgebaut werden müssen. Der Ausbau der Beziehungen 
zur EU würde sich demgegenüber verlangsamen.
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